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Verordnung zur Umsetzung der Solaranlagen-Pflicht nach § 42a und § 48 Absatz 1 a der Landesbauordnung 2018 (Solaranlagen-Verordnung Nordrhein-Westfalen – SAN-VO NRW)

Formular 1.2
Gebäude 
· Ausnahme von der Solaranlagen-Pflicht 

Dieses Formular ist auszufüllen, um nachzuweisen, dass Eigentümerinnen und Eigentümer die Voraussetzungen für eine Ausnahme nach § 5 Absatz 1 bis 3 SAN-VO NRW erfüllen. 


AUFBEWAHRUNG UND VORLAGE
Das Formular ist – in Papierform oder in elektronischer Form – mindestens zehn Jahre ab Fertigstellung des Gebäudes oder der vollständigen Erneuerung der Dachhaut aufzubewahren. Die Frist beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Fertigstellung erfolgt ist. Das Formular ist der zuständigen Bauaufsichtsbehörde vorzulegen, wenn dies verlangt wird (§ 8 Absatz 4 SAN-VO NRW).

STICHPROBEN
Die Bauaufsichtsbehörden wählen jährlich zur Überprüfung, ob die Solaranlagen-Pflicht erfüllt wurde, Stichproben aus den im vorangegangenen Jahr neu errichteten Gebäuden und aus den Gebäuden, bei denen im vorangegangenen Jahr die Dachhaut vollständig erneuert wurde, aus. Stellt die zuständige Bauaufsichtsbehörde dabei fest, dass die Solaranlagen-Pflicht nicht erfüllt wurde, wird die Nachrüstung der Solaranlage innerhalb eines Jahres gefordert (§ 10 SAN-VO NRW).





1.	Auskünfte zur Eigentümerin oder zum Eigentümer des Gebäudes 
	

	Name, Vorname

	

	

	Straße und Hausnummer

	

	

	Postleitzahl und Ort

	

	

	Telefon

	

	

	E-Mail-Anschrift

	



	
	Es handelt sich um ein Gebäude im kommunalen Eigentum. 




2.	Auskünfte zum Gebäude 
DEFINITION GEBÄUDE:
Gebäude sind selbständig benutzbare, überdeckte bauliche Anlagen, die von Menschen betreten werden können und geeignet oder bestimmt sind, dem Schutz von Menschen, Tieren oder Sachen zu dienen. (§ 2 Absatz 2 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Juli 2018, die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juli 2026 (GV.NRW. S. 537) geändert worden ist). 


2.1	Standort des Gebäudes 
	

	Straße und Hausnummer

	

	

	Postleitzahl und Ort

	




2.2	Größe und Art des Gebäudes
	
	das Gebäude ist nicht von der Verpflichtung ausgenommen 



INFO:
Ausgenommen von der Verpflichtung sind Anlagen gemäß § 1 Absatz 4 SAN-VO NRW                                                                   

2.3	Art der Baumaßnahme
INFO:
Nichtwohngebäude für die der Bauantrag nach dem 1. Januar 2024 sowie Wohngebäude, für die der Bauantrag nach dem 1. Januar 2025 bei der zuständigen Bauaufsichtsbehörde gestellt wird, unterliegen der Solaranlagen-Pflicht. Dies gilt auch für Bauvorhaben, die im Verfahren nach § 63 BauO NRW 2018 errichtet werden. Maßgeblicher Zeitpunkt ist dann der Baubeginn. 




a)	Neuerrichtung eines Nichtwohngebäudes oder Wohngebäudes

	Gebäude fertiggestellt am:
	

	Inbetriebnahme Photovoltaikanlage ab: 
	




b)	Vollständige Erneuerung der Dachhaut
Mit der vollständigen Erneuerung der Dachhaut eines Gebäudes wurde begonnen nach

	
	dem 1. Juli 2024 (bei Gebäuden im Eigentum von Kommunen)

	
	dem 1. Januar 2026 (sonstige Gebäude) 



	Vollständige Erneuerung der Dachhaut fertiggestellt am:
	

	Inbetriebnahme Photovoltaikanlage ab: 
	



INFO:
Die Solaranlagen-Pflicht aufgrund der vollständigen Erneuerung der Dachhaut entsteht für kommunale Eigentümer von Gebäuden, wenn diese nach dem 1. Juli 2024 begonnen wird. Für alle übrigen Eigentümerinnen und Eigentümer entsteht die Solaranlagen-Pflicht, wenn nach dem 1. Januar 2026 mit der vollständigen Erneuerung der Dachhaut begonnen wird. 

Vollständige Erneuerung der Dachhaut eines Gebäudes umfasst Baumaßnahmen, bei denen die Abdichtung oder die Eindeckung eines Daches vollständig erneuert wird. Hiervon sind Baumaßnahmen ausgenommen, die ausschließlich zur Behebung kurzfristig eingetretener Schäden vorzunehmen sind. 

Baubeginn bei vollständiger Erneuerung der Dachhaut: Die Aufnahme der Bauarbeiten ist entscheidendes Kriterium und nicht bereits die Aufstellung eines Gerüsts. Baubeginn ist daher bei vollständiger Erneuerung der Dachhaut der Tag, an dem die ausführende Firma mit den Arbeiten am Dach beginnt.


3.	Ausnahme 
Ich/Wir erfülle/n die Solarpflicht nicht, weil ich/wir die Voraussetzungen für die folgende Ausnahme erfüllen:
a.) Widerspruch gegen öffentlich-rechtliche Vorschriften 
	
	Die Erfüllung der Solaranlagen-Pflicht widerspricht anderen öffentlichen-rechtlichen Vorschriften  



INFO:
Einen möglichen Anwendungsfall dieser Ausnahme stellt die vollständige Erneuerung der Dachhaut von denkmalgeschützten Bestandsgebäuden und Vorhaben in der Umgebung von Denkmälern dar. Ein weiterer wichtiger Anwendungsfall sind z.B. mögliche Konflikte zwischen den Festlegungen eines Bebauungsplans und der Solaranlagen-Pflicht. Sofern sich der Widerspruch nur auf einen abgrenzbaren Teil der Dachfläche beschränkt, entfällt die Solarpflicht nur für diese Dachfläche.


NACHWEIS:
Bei einer Kontrolle ist der zuständigen Bauaufsichtsbehörde ein Nachweis als Beleg dafür vorzulegen, dass die Solarpflicht anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften widerspricht. Dies kann z. B. sein:

—Bescheid der Denkmalschutzbehörde zum Antrag auf Genehmigung einer Solaranlage
—Nennung des Bebauungsplans (genaue Bezeichnung sowie Angabe der URL) und genauer Bezeichnung des Grundstücks (Gemarkung, Flur und Flurstück).  

b.) Technische Unmöglichkeit  
INFO:
Im Einzelfall technisch unmöglich ist die Erfüllung der Solaranlagen-Pflicht, wenn aufgrund objektiver Umstände ausgeschlossen ist, dass auf der konkreten Dachfläche nach dem Stand der Technik im Zeitpunkt der Errichtung bzw. der vollständigen Erneuerung der Dachhaut eine Solaranlage installiert oder betrieben werden kann. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn die statische und technische Ertüchtigung aus technischen Gründen unmöglich ist oder zu nicht unerheblichen Mehrkosten führt.


Im konkreten Einzelfall ist technisch unmöglich, die Solaranlagen-Pflicht zu erfüllen, weil 
	
	Bei der Neuerrichtung von Gebäuden:
die Bruttodachfläche aus zwingenden rechtlichen oder tatsächlichen Gründen ausschließlich nach Norden ausgerichtet werden kann
Bei Bestandsgebäuden:
die Bruttodachfläche nach Norden ausgerichtet ist. 

INFO:
Die Ausnahme greift z.B. in den (seltenen) Fällen, wenn der Bebauungsplan oder andere öffentlich-rechtliche Vorgaben bei Neubauten ausschließlich die Nordausrichtung des Daches möglich machen.


	
	Bei der vollständigen Erneuerung der Dachhaut:
Gebäude, bei dem vor dem 01. Januar 2024 mit dem Bau begonnen wurde und die Dachflächen für die Errichtung von Solaranlagen ungeeignet sind. 

	
	Bei Bestandsgebäude:
eine ausreichende Standsicherheit des die jeweilige Dachfläche tragenden Gebäudeteils nicht gegeben ist.

	
	Bei der Neuerrichtung von Gebäuden: 
trotz Beachtung des Optimierungsgebotes keine geeigneten Dachflächen für Solaranlagen zur Verfügung gestellt werden können.




DEFINITION:
 „Norden“ schließt die Himmelsrichtungen zwischen Ostnordost und Westnordwest ein.

NACHWEIS:
Bei einer Kontrolle ist der zuständigen Bauaufsichtsbehörde ein Nachweis als Beleg dafür vorzulegen, dass die Solarpflicht im konkreten Einzelfall technisch unmöglich ist. Dies kann z. B. sein:

· Lageplan, aus dem die Ausrichtung des Daches hervorgeht
· Nennung des Bebauungsplans mit Link und genauer Bezeichnung des Grundstücks
· Nachweise zur Berechnung der Standsicherheit 

c.) Wirtschaftliche Unvertretbarkeit   
Im konkreten Einzelfall ist wirtschaftlich nicht vertretbar, die Solaranlagen-Pflicht zu erfüllen, weil 
	
	Die Amortisationszeit der Kosten der Solaranlage mehr als 20 Jahre beträgt.

	
	Bei Gebäuden mit einer Bruttogrundfläche bis zu 150 m²: 

die jährliche solare Einstrahlungsmenge aufgrund der Ausrichtung, Neigung oder Verschattung des Daches um mehr als 30 Prozent geringer ist als die vergleichsweise berechnete höchste jährliche solare Einstrahlungsmenge auf eine optimal ausgerichtete und unverschattete ortsnahe Solaranlage. 

INFO: 
Ob dies der Fall ist kann dem Energieatlas Nordrhein-Westfalen (Solarkataster) entnommen werden. Ist das Dach dort farbig markiert, so ist eine jährliche solare Einstrahlungsmenge auf eine Photovoltaikanlage auf dem Dach von mindestens 70 Prozent der höchsten Einstrahlungsmenge auf eine optimal ausgerichtete und unverschattete PV-Anlage möglich.


	
	Bei vollständiger Erneuerung der Dachhaut:
sonstigen Systemkosten entstehen, die in einem Missverhältnis zu den Investitionskosten für die Solaranlage stehen und einen Anteil von 70 Prozent der Gesamtkosten der Solaranlagen übersteigen. 


	
	Mit der Installation und dem Betreiben der Solaranlage erhebliche steuerliche Nachteile für den Verpflichteten verbunden sind. 

INFO:
Beispiel: Der Eigentümerin oder dem Eigentümer (z.B. bei Wohnungsbaugesellschaften) droht durch die Erfüllung der Solaranlagen-Pflicht der Verlust des Privilegs der erweiterten Gewerbesteuerkürzung für den Gewerbeertrag aus der Wohnraumvermietung nach § 9 Nummer 1 Gewerbesteuergesetz.

MERKE: 
Die Eigentümerin oder der Eigentümer kann die Dachfläche jedoch einem Dritten
zur Verfügung stellen, der die Solaranlage installiert oder betreibt. Die Ausnahme kann daher nur geltend gemacht werden, wenn nachgewiesen wird, dass drei Energieversorgungsunternehmen es abgelehnt haben, eine Anlage zu installieren und zu betreiben.


	
	eine verkürzte Amortisationszeit geltend gemacht werden kann: 

Gebäude ist nicht Bestandteil des Grundstückes und den Verpflichteten steht ein befristetes Nutzungsrecht an dem Grundstück zu:
Die Amortisationszeit der Kosten der Solaranlage ist länger als die verbleibende Nutzungsdauer oder die Restlebensdauer des Gebäudes 

INFO:
Dies gilt nicht, wenn die Verpflichteten bei Ablauf des Nutzungsrechtes für den Verlust ihres Eigentums einen Anspruch auf Entschädigung gegen die Grundstückseigentümerin oder den Grundstückseigentümer geltend machen können. 

Diese Ausnahme greift nur, wenn verbleibende Nutzungsdauer bzw. Restlebensdauer des Gebäudes weniger als 20 Jahre beträgt. 



INFO:
Kosten der Solaranlage:
Die Kosten einer Photovoltaikanlage umfassen die Herstellungs-, Betriebs- und Kapitalkosten. Die Herstellungskosten setzen sich aus den Planungskosten sowie den Kosten für Module, die notwendige Unterkonstruktion, Wechselrichter, Messeinrichtungen und Netzanschluss sowie den Montagekosten und den sonstigen Systemkosten zusammen, die bedingt durch die Photovoltaikanlage für bau- oder elektrotechnische Maßnahmen aufgewendet werden müssen. 

Sonstige Systemkosten:
Zu den sonstigen Systemkosten zählen u.a. neben den BOS-Kosten auch insbesondere erforderliche Mehraufwendungen für Brandschutz, Sicherheit und Statik, z.B. für Zubehör, Leitungen oder zusätzliche Montage. 

NACHWEIS:
Bei einer Kontrolle ist der zuständigen Bauaufsichtsbehörde ein Nachweis als Beleg dafür vorzulegen, dass die Solarpflicht technisch unmöglich ist. Dies kann z. B. sein:

· Berechnungen, Kostenaufstellungen, Rechnungen usw. aus denen die Kosten der Solaranlage hervorgehen
· Auszüge aus dem Solarkataster 
· Ablehnende Schreiben von Energieversorgungsunternehmen 
· Nachweise in Bezug auf die Nutzungsrechte an dem jeweiligen Grundstück 


	

	Ort und Datum

	

	

	Unterschrift*

Die Unterschriftsfelder tragen lediglich dem Umstand Rechnung, dass vielfach der Wunsch besteht, Anträge unterschreiben zu können, auch wenn dies nicht gesetzlich vorgeschrieben ist.
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